
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
 

zu der hier näher bezeichneten Sitzung lade ich Sie herzlich ein. 

Die Tagesordnung ist beigefügt. 
 
 
 
Hennef, 11.03.2010 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 
 
 
 
 
Gremium 

Rat 
 
Wochentag Datum Uhrzeit 

Montag 22.03.2010 17:00 
 
Sitzungsort 

Meys-Fabrik, Beethovenstraße 21, 53773 Hennef 
 
 

 



 
Tagesordnung 
TOP Beratungsgegenstand Anlagen 
 Öffentliche Sitzung  

1 Ausschussumbesetzungen 
 

 

1.1 Benennung eines Beratendes Mitgliedes im Ausschuss für Kultur, 
Generationen und Soziales; 
Antrag der CDU Fraktion vom 16.11.2009 
 

1 

2 Beschlussvorlagen 
 

 

2.1 Änderung der Zuständigkeitsordnung der Stadt Hennef (Sieg) 
(Beschlussempfehlung aus dem Haupt-, Finanz- und 
Beschwerdeausschuss vom 08.03.2010) 
 

2 

2.2 Konjunkturpaket II – Umsetzung 
(Beschlussempfehlung aus dem Haupt-, Finanz- und 
Beschwerdeausschuss vom 08.03.2010) 
 

3 

2.3 Erste Satzungsänderung der Satzung der Stadt Hennef über die 
Förderung der Kindertagespflege und die Erhebung und Festsetzung 
von Elternbeiträgen für die Kindertagespflege vom 30.03.2009 
(Beschlussempfehlung aus dem Jugendhilfeausschuss vom 09.03.2010) 
 

4 

2.4 Resolution zur Ausweitung der Wasserschutzzonen im Zusammenhang 
mit der Erneuerung der wasserrechtlichen Bewilligung zugunsten des 
Wahnbachtalsperrenverbandes (WTV) zur Entnahme von Grundwasser 
im Hennefer Siegbogen 
 

5 

2.5 Antrag der Fraktion "Die Unabhängigen" vom 17.01.2010;  
Resolution zum Umbau von Kreis-Fraktions-Sitzungssälen 
 

6 

2.6 Antrag zur Einberufung einer Einwohnerversammlung bei Eingang einer 
größeren Bauvoranfrage oder eines Bauantrages gemäß § 12 der 
Hauptsatzung der Stadt Hennef 
 

7 

2.7 Antrag der Fraktion "Die Unabhängigen" vom 31.01.2010 zu einer 
Haushaltssperre 
 

8 

2.8 Antrag der Fraktion "Die Unabhängigen" zur Senkung der Kreisumlage 
vom 25.02.2010 
 

9 

3 Anfragen  

4 Mitteilungen  

5 Konjunkturpaket II - Abschluss einer öffentlich rechtlichen Vereinbarung 
mit dem Quartett-Verein Heisterschoß e.V. 
 

10 



 
 Nicht öffentliche Sitzung  

6 Beschlussvorlagen  

6.1 Dringlichkeitsentscheidung gem. § 60 Abs.1 Gemeindeordnung NW 
(GO NW); 
Genehmigung zur Übernahme einer Ausfallbürgschaft für die 
Stadtwerke Hennef (Sieg) GmbH 
 

11 

6.2 Dringlichkeitsentscheidung gem. § 60 Abs.1 Gemeindeordnung NW 
(GO NW); 
Genehmigung zur Übernahme einer Ausfallbürgschaft für die 
Stadtwerke Hennef (Sieg) GmbH 
 

12 

6.3 Überörtliche Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung der 
Stadt Hennef (Sieg) für die Haushaltsjahre 2004 bis 2007 durch die 
Gemeindeprüfanstalt des Landes Nordrhein-Westfalen; hier: 
Prüfbericht vom 27.01.2010 
(Beschlussempfehlung aus dem Rechnungsprüfungsausschuss 
vom 18.03.2010) 
 

13 
 

(Wird als 
Tischvorlage 

gereicht) 

6.4 Feststellung der Eröffnungsbilanz der Stadt Hennef (Sieg) zum 
01.01.2008;  
Entlastung des Bürgermeisters 
(Beschlussempfehlung aus dem Rechnungsprüfungsausschuss 
vom 18.03.2010) 
 

14 
 

(Wird als 
Tischvorlage 

gereicht) 

6.5 Bestellung einer technischen Prüferin im Rechnungsprüfungsamt 
(Amt 14) 
 

15 

6.6 Beförderung einer Beamtin 
(Beschlussempfehlung aus dem Personalausschuss vom 
02.03.2010) 
 

16 

6.7 Ausschreibung der Stelle einer/eines Ersten Beigeordneten 
(Beschlussempfehlung aus dem Personalausschuss vom 
02.03.2010) 
 

17 

7 Anfragen  

8 Mitteilungen  

 
 
 



 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Amt für soziale Angelegenheiten TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2010/1797 Anlage Nr.: ______

Datum: 09.03.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat 22.03.2010 öffentlich 
 
 
Tagesordnung 

 
Benennung eines Beratendes Mitgliedes im Ausschuss für Kultur, Generationen und Soziales 
Antrag der CDU Fraktion vom 16.11.2009 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Rat der Stadt Hennef beschließt die Benennung von Herrn Gerd Bigge als Beratendes 
Mitglied im Ausschuss für Kultur, Generationen und Soziales. Als seine Stellvertreterin wird 
Frau Helga Matzel benannt. 
 
 
Begründung 

 
Entsprechend dem Beschluss des Rates der Stadt Hennef vom 14.12.2009 hat der Arbeitskreis  
der Altentagesstätten am 03.02.2009 einstimmig beschlossen, Herrn Gerd Bigge, Willy-Brandt-
Platz 21 – Vorsitzender des Seniorenbüros – für die Aufgabe des Beratenden Mitgliedes im 
Ausschuss für Kultur, Generationen und Soziales zu benennen. 
Als Stellvertreterin wurde Frau Helga Matzel, Zissendorfer Weg 23 – Altentagesstätte des 
Bürgervereins Stoßdorf – benannt.  
 
 
Hennef (Sieg), den 09.03.2010 
 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 



 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Zentrale Steuerung und Service TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2010/1757 Anlage Nr.: ______

Datum: 24.02.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und 
Beschwerdeausschuss 

08.03.2010 öffentlich 

Rat 22.03.2010 öffentlich 
 
 
Tagesordnung 

 
Änderung der Zuständigkeitsordnung der Stadt Hennef (Sieg) 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Hennef die 
beigefügte Zuständigkeitsordnung der Stadt Hennef (Sieg) zu beschließen. 
 
 
Begründung 

 
Im Zusammenhang mit der Neukonstituierung des Stadtrates und der damit verbundenen 
Änderungen der Ausschüsse und deren Zuständigkeiten wurde am 26.10.2009 eine Änderung 
der Zuständigkeitsregelung in der konstituierenden Ratssitzung beschlossen.  
 
Der Bürgermeister wies damals vor der Beschlussfassung darauf hin, dass im Frühjahr 2010 die 
Zuständigkeitsregelung nochmals in die Tagesordnung des Haupt-, Finanz- und 
Beschwerdeausschusses sowie der Ratssitzung aufgenommen wird, um die 
Änderungswünsche der Fraktionen entsprechend zu berücksichtigen.  
 
Die Fachämter haben sich ebenfalls mit den alten Bestimmungen der Zuständigkeitsregelung 
beschäftigt und diese teilweise bestätigt und teilweise geringfügig abgeändert. Von Seiten der 
Verwaltung gibt es Änderungsbedarf hinsichtlich der Begrifflichkeiten, die sich im Laufe der 
Jahre geändert haben und nur ausgetauscht werden sowie einige weitere Korrekturen, die die 
Zuständigkeiten der Ausschüsse klarer abgrenzen.  
 
Sofern die Verwaltung im Einzelfall Bestimmungen angepasst haben möchte, ist hierauf in den 
nachstehenden Ausführungen mit kurzer Begründung hingewiesen worden. 
 
In der beiliegenden Zuständigkeitsregelung sind die neu eingefügten Passagen grau hinterlegt 
und die zukünftig entfallenden Textteile wurden durchgestrichen, ergänzt oder durch neue 
ersetzt.  



 
 

Hinweise zu den einzelnen Bestimmungen der Zuständigkeitsordnung: 
 
§ 4 Zuständigkeitsordnung, Jugendhilfeausschuss 
 
Die Verwaltung schlägt vor, die Beschreibung der Aufgabenfelder des Jugendhilfeausschusses 
an § 5 (Aufgaben des Jugendhilfeausschusses) der Satzung für das Jugendamt der Stadt 
Hennef vom 14.12.2009 anzupassen.  
 
 
§ 7 Zuständigkeitsordnung, Bauausschuss 
 
Nr. 4.5 
Die Verwaltung schlägt vor, in Anlehnung an den  § 7 Nr. 3.1 (Bauausschuss) für den Bereich 
Abwasserbeseitigung und den § 8 Nr. 2.4 (Ausschuss für Stadtgestaltung und Planung) für die 
Bestimmung von Städte- und Raumplanern, sollte auch im § 7 Nr. 4.5  die Bestimmung von 
Architekten, Bauleitern und Sonderfachleuten sich nicht auf die Gesamtbaukosten beziehen.  
Die Zuständigkeiten wären somit insgesamt schlüssig, einheitlich und eindeutig geregelt. 
 
 
§ 8 Zuständigkeitsordnung, Ausschuss für Stadtgestaltung und Planung 
 
Nr. 2.1 
Die Verwaltung schlägt vor, die Zuständigkeit von § 9 Nr. 2.6 (Umweltausschuss) in § 8 
(Planungsausschuss) zu verschieben. Fragen des ÖPNV werden bereits seit längerer Zeit 
überwiegend im Planungsausschuss beraten.  
 
Nr. 2.7 
Die Verwaltung schlägt vor, bei einem Bauantrag im Geltungsbereich eines in Aufstellung 
befindlichen Bebauungsplanverfahrens, der von den Planungszielen abweicht, soll der 
Ausschuss darüber entscheiden, ob von den Planungszielen des Bebauungsplanverfahrens 
abgewichen werden kann oder ob die Planungsziele weiter verfolgt werden sollen. In Folge 
kann die Verwaltung den vorliegenden Bauantrag ggfs. nach § 34 BauGB genehmigen oder 
durch die Instrumente § 14 BauGB - Veränderungssperre - und / oder § 15 BauGB - 
Zurückstellung von Baugesuchen - die Planungsziele sichern und das  
Bebauungsplanverfahren fortführen. 
 
 
§ 9 Zuständigkeitsordnung, Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und 
Denkmalschutz 
 
Nr. 3 
Bei der Überarbeitung wurde von der Verwaltung festgestellt, dass die Abgrenzung des 
Zuständigkeitsbereiches für den Umweltausschuss nicht richtig in der Zuständigkeitsregelung 
beschrieben ist. In der bisherigen Formulierung waren sowohl Planungsausschuss wie auch 
Umweltausschuss für den gleichen Bereich mit den gleichen Zuständigkeiten ausgestattet. 
 
Nr. 5.2 und 5.3 
Die Verwaltung schlägt vor, unter Ziffer 5 die Ziffern 5.2 und 5.3 zu streichen, da die 
Rechtssprechung festgestellt hat, dass ein Objekt, dass die Denkmaleigenschaft erfüllt, in die 
Denkmalliste einzutragen ist und der Stadt/Gemeinde  hinsichtlich der Eintragung kein  
Ermessens- oder Beurteilungsspielraum zusteht. 
Einzige Bedingung für die Eintragung einer Sache in die Denkmalliste ist deren 
Denkmaleigenschaft. Weitere Voraussetzungen werden für die Eintragung nicht gefordert. 
Somit kann der Ausschuss nicht über eine Eintragung entscheiden. 
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Dies betrifft auch die unter Ziffer 5.2 die vorläufige Unterschutzstellung, die gerade ein rasches 
Eingreifen der Behörde ermöglichen soll, um gefährdete Denkmäler dem besonderen Schutz 
des DSchG zu unterstellen. Der Ausschuss wird über erfolgte Eintragungen von der Verwaltung 
informiert. 
 
 
§ 12 Zuständigkeitsordnung, Ausschuss „Östlicher Stadtrand“ 
 
Nr. 1 
Die Verwaltung schlägt vor, dass die FNP-Aufstellung nur im Ausschuss „Östlicher Stadtrand“ 
behandelt wird, wenn auch der Bereich II tangiert ist. 
 
 
Hennef (Sieg), den 24.02.2010 
 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 
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Zuständigkeitsregelung 

für die Ausschüsse und für den Bürgermeister der Stadt Hennef (Sieg)  

vom 22.03.2010 

 

Inhaltsverzeichnis 

 Pflichtausschüsse / Sondergesetzliche Ausschüsse 

§ 1 Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss 

§ 2 Rechnungsprüfungsausschuss 

§ 3 Ausschuss für Schule, Sport und Städtepartnerschaften 

§ 4 Jugendhilfeausschuss 

Fachausschüsse, geordnet nach Fachbereichen 

§ 5 Ausschuss für Wirtschaft und Tourismus 

§ 6 Ausschuss für Kultur, Generationen und Soziales 

§ 7 Bauausschuss 

§ 8 Ausschuss für Stadtgestaltung und Planung 

§ 9 Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz 

§ 10 Personalausschuss 

§ 11 Vergabeausschuss 

§ 12 Ausschuss „Östlicher Stadtrand“ 

§ 13 Zuständigkeit des Bürgermeisters 

§ 14 Zuständigkeiten der Ausschüsse im Verhältnis zum Verwaltungsrat der Stadtbetriebe 
Hennef AöR 

§ 15 Inkrafttreten 
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§ 1 

Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss 

1. Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss hat die Arbeiten aller Ausschüsse 
aufeinander abzustimmen. Ihm arbeiten grundsätzlich die Verwaltungsämter "Zentrale 
Steuerung und Service", "Finanzmanagement" sowie "Ordnungsverwaltung und 
Bürgerzentrum" zu. 

2. Er berät alle Angelegenheiten, die dem Vorbehaltsrecht des Rates unterliegen und nicht in 
Fachausschüssen beraten werden. Ausgenommen sind die Angelegenheiten gemäß § 41 
Abs. 1b) GO NRW.  

3. Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss behandelt Anregungen und Beschwerden 
von Bürgern gemäß § 24 GO NRW und § 13 Abs. 3 der Hauptsatzung der Stadt Hennef 
(Sieg). Nach inhaltlicher Prüfung überweist er sie an die zur Entscheidung berechtigte Stelle. 
Bei der Überweisung kann er Empfehlungen aussprechen, an die die zur Entscheidung 
berechtigte Stelle nicht gebunden ist. 

4. Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss entscheidet im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel über 

4.1 alle Angelegenheiten, die nicht Fachausschüssen zugewiesen und nicht 
dem Rat vorbehalten sind, 

4.2 über den Erlass von abgaberechtlichen Forderungen ab einer Höhe von 
3.000,-- €, soweit nicht die Zuständigkeit der Werksausschüsse gegeben ist, 

4.3 die Verwendung von Mitteln für den Erwerb von Archivalien, deren 
Anschaffungskosten mehr als 5.000,00 € im Einzelfall betragen. 

  

§ 2 

Rechnungsprüfungsausschuss 

Der Rechnungsprüfungsausschuss prüft die Jahresrechnung der Stadt Hennef gemäß § 101 
GO NRW und den Gesamtabschluss nach § 116 Abs. 6 GO NRW. Er bedient sich hierzu 
des Rechnungsprüfungsamtes der Stadt. 

  

§ 3 

Ausschuss für Schule, Sport und Städtepartnerschaften 

1. Dem Ausschuss für Schule, Sport und Städtepartnerschaften arbeitet grundsätzlich das 
Schulverwaltungs-, Kultur- und Sportamt zu.  

2. Der Ausschuss für Schule, Sport und Städtepartnerschaften berät im Rahmen der 
gesetzlichen Zuständigkeit über  
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2.1 alle äußeren und inneren Schulangelegenheiten, 

2.2 die Zustimmung des Schulträgers zur Wahl bzw. Wiederwahl einer 
Schulleiterin/eines Schulleiters, die durch die jeweilige Schulkonferenz erfolgt. 
Der Ausschuss für Schule, Sport und Städtepartnerschaften kann die 
Zustimmung nur binnen 8 Wochen mit einer Mehrheit von Zweidritteln seiner 
Stimmen verweigern (sog. Vetorecht), 

2.3 die Grundsätze der Verwendung der Haushaltsmittel im Bereich Schule 
und Sport unter Berücksichtigung der allgemeinen Budgetierungsvorgaben 
des Stadtrates. 

3. Er entscheidet im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel über 

3.1 die Verwendung der Mittel zur Beschaffung von Inventar und Lehrmitteln 
für Schulen ab 30.000,00 € im Einzelfall. 

3.2 die Einrichtungen der Stadt für den Schulsport, 

3.3 die Grundsätze der Förderung des Sports – soweit nicht der 
Jugendhilfeausschuss zuständig ist - und der Einrichtungen der Stadt für 
sportliche Zwecke. 

3.4 die Verwendung von Mitteln zur Förderung des Sports, wenn sie im 
Einzelfall 5.000,-- € überschreiten, 

3.5 alle Grundsatzfragen der Städtepartnerschaften; insbesondere der 
Richtlinien zur Förderung des Städtepartnerschaftsvereins. 

  

§ 4  

Jugendhilfeausschuss 

1. Die Aufgaben des Jugendamtes werden durch den Jugendhilfeausschuss und durch die 
Verwaltung des Jugendamtes wahrgenommen. Dem Jugendhilfeausschuss arbeitet 
grundsätzlich das Amt für Kinder, Jugend und Familie zu.  
Der Jugendhilfeausschuss befasst sich mit allen Angelegenheiten der Jugendhilfe. Er 
beschließt im Rahmen der vom Stadtrat bereitgestellten Mittel, der Satzung des 
Jugendamtes und der vom Stadtrat gefassten Beschlüsse über die Angelegenheiten der 
Kinder-, Jugend- und Familienhilfe. Der Jugendhlifeausschuss soll vor jeder 
Beschlussfassung des Stadtrates in Fragen der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe gehört 
werden. 

2. Der Jugendhilfeausschuss entscheidet über die Aufstellung von Richtlinien und 
Grundsätzen für 

2.1 die Förderung von Einrichtungen und Maßnahmen der Jugendhilfe, 

2.2 die Festsetzung der Leistungen oder der Hilfe zur Erziehung, soweit diese 
nicht durch Landesrecht geregelt werden, 

2.3 die Jugendhilfeplanung. 
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3. Der Jugendhilfeausschuss entscheidet im Rahmen der vom Rat bereitgestellten Mittel 
gem. § 71 Abs. 3 SGB VIII über  

3.1 die Förderung der Träger der Freien Jugendhilfe und Jugendarbeit,  

3.2 Grundsätze der Förderung des Ehrenamtes gemäß § 73 SGB VIII und § 
18 des Kinder- und Jugendfördergesetzes NW (KJFG), 

3.3 Maßnahmen zur Förderung besonderer Belange von Kindern und 
Jugendlichen in benachteiligten Lebenslagen und von jungen Menschen mit 
Behinderungen und Zuwanderungsgeschichte gemäß §§ 3, 5, 10 und 13 
Kinder- und Jugendfördergesetz NW, 

3.4 die öffentliche Anerkennung nach § 75 SGB VIII in Verbindung mit § 25 
erstes AG NW KJHG, 

3.5 die Einrichtung der in § 16 des Gesetzes zur frühen Bildung und 
Förderung von Kindern (KiBiz) genannten Familienzentren, 

3.6 die Aufstellung von Vorschlagslisten für die Wahl der Jugendschöffen, 

3.7 die Aufstellung von Vorschlagslisten für die Wahl der ehrenamtlichen 
Beisitzer für den Ausschuss und die Kammer für Kriegsdienstverweigerer, 

3.8 die Einrichtung und Unterhaltung von Kinderspiel- und Bolzplätzen soweit 
die Kosten 5.000,-- € im Einzelfall übersteigen im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel. 

3.9 die Verwendung von Mitteln zur Förderung des Jugendsports, wenn sie im 
Einzelfall 5.000 € überschreiten 

4. Der Jugendhilfeausschuss ist vor der Berufung des Leiters/der Leiterin der Verwaltung des 
Jugendamtes zu hören. 

  

§ 5 

Ausschuss für Wirtschaft und Tourismus 

1. Der Ausschuss für Wirtschaft und Tourismus berät über die Angelegenheiten des 
Tourismus, entscheidet alle städtischen Grundstücksangelegenheiten und berät die 
Grundstücksangelegenheiten der Stadtbetriebe Hennef - AöR vor. Bei allen 
Angelegenheiten, die dem räumlich abgegrenzten Bereich II der Anlage zur 
Zuständigkeitsregelung zuzuordnen sind, hat der Ausschuss für Wirtschaft und Tourismus 
die Vorgaben des Ausschusses „Östlicher Stadtrand“ – insbesondere solche nach § 13 Abs. 
3 dieser Zuständigkeitsregelung -  zu berücksichtigen und umzusetzen.  

2. Angelegenheiten im Sinne der Ziffer 1 sind insbesondere: 

2.1 Erwerb, Verpachtung und Veräußerung von Grundflächen; 

2.2 Erwerb, Begründung, Veräußerung oder Aufhebung grundstücksgleicher 
und sonstiger Rechte an Grundstücken; 
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2.3 sonstige Rechtsgeschäfte aller Art, die nicht durch den Wirtschaftsplan 
gedeckt sind; 

2.4 Abschluss, Änderung, Aufhebung und Kündigung von Miet- und 
Pachtverträgen, 

2.5 alle Fragen der Wirtschaftsförderung und des Stadtmarketings, die 
Förderung des Fremdenverkehrs sowie Fragen des Einzelhandels.  

Vorstehende Kompetenzen gem. Ziffer 2.1 bis 2.4 greifen erst ab einer Wertgrenze in Höhe 
von 150.000,-- € im Einzelfall. 

 

3. Der Ausschuss für Wirtschaft und Tourismus ist darüber hinaus vorberatend zu beteiligen: 

3.1 in Angelegenheiten der Beschäftigungsförderung, 

3.2 Festsetzung der verkaufsoffenen Sonntage, 

3.3 bei der Festlegung der Grundsätze der Preis- und Konditionengestaltung 
für städtische Gewerbegrundstücke. 

4. Der Ausschuss für Wirtschaft und Tourismus berät alle Angelegenheiten im Rahmen der 
Regionale 2010 für den Rat der Stadt Hennef vor.  

 

§ 6 

Ausschuss für Kultur, Generationen und Soziales 

1. Dem Ausschuss für Kultur, Generationen und Soziales arbeiten grundsätzlich das Amt für 
soziale Angelegenheiten und das Schulverwaltungs-, Kultur und Sportamt zu. 

2. Der Ausschuss für Kultur, Generationen und Soziales berät im Rahmen der gesetzlichen 
Zuständigkeit über die Grundsätze der Verwendung der Haushaltsmittel in den Bereichen 
Soziales, Kultur und Vereinswesen – soweit nicht der Jugendhilfeausschuss zuständig ist - 
unter Berücksichtigung der allgemeinen Budgetierungsvorgaben des Stadtrates. 

3. Der Ausschuss für Kultur, Generationen und Soziales entscheidet im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel über 

3.1 die Grundsätze der Förderung der Vereine und des Ehrenamtes soweit es 
sich nicht um Träger der freien Jugendhilfe und Jugendarbeit handelt, 

3.2 Maßnahmen zur Förderung der Integration von Einwohnern mit 
Zuwanderungsgeschichte, 

3.3 Maßnahmen zur Unterbringung von Obdachlosen und zur Förderung des 
sozialen Wohnungsbaus, 

3.4 Maßnahmen des Sozialwesens, soweit die Kosten im Einzelfall mehr als 
5.000,-- € betragen, 
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3.5 die Altenpflege einschließlich der Schaffung von Einrichtungen für ältere 
Bürger 

3.6  die Planung und Durchführung des städtischen Kulturprogramms, 

3.7 die Verwendung von Mitteln für den Erwerb von Kunstgegenständen und 
Museumsstücken, deren Anschaffungskosten mehr als 5.000,00 € im 
Einzelfall betragen, 

3.8 Angelegenheiten der Musikschule und der Stadtbibliothek. 

4. Darüber hinaus berät der Ausschuss für Kultur, Generationen und Soziales über die 
maßgebliche Entwicklung der demographischen Rahmendaten. 

§ 7 

Bauausschuss 

1. Dem Bauausschuss arbeiten die Stadtbetriebe Hennef - AöR sowie die Zentrale 
Gebäudewirtschaft grundsätzlich zu. Der Ausschuss berät und entscheidet nicht in 
Angelegenheiten, die in den abgegrenzten Zuständigkeitsbereich des Ausschusses für die 
Entwicklungsmaßnahme „Östlicher Stadtrand“ (s. Anlage, Bereich II) fallen. 

2. Der Bauausschuss berät über 

2.1 alle Beschlussempfehlungen, die dem Rat zur Beschlussfassung für die 
Durchführung von Beitragsveranlagungen vorgelegt werden (z.B. 
Fertigstellungs-, Kostenspaltungs- und Abschnittsbildungsbeschlüsse sowie 
Bildung von Erschließungseinheiten und die Abfassung von Sondersatzungen 
etc.). 

3. Der Bauausschuss berät alle Angelegenheiten der Abwasserbeseitigung vor. 
Insbesondere handelt es sich um folgende Angelegenheiten: 

3.1 Verträge für den Bereich der Abwasserbeseitigung, wenn der Wert im 
Einzelfall den Betrag von 50.000,-- € übersteigt. Ausgenommen sind 
Bauvergaben, hier verbleibt es bei der allgemeinen Zuständigkeitsregelung für 
städtische Vergaben. 

3.2 Erlass von Abgabeforderungen, ab einer Höhe von 3.000,-- €, 

4. Er entscheidet im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel über 

4.1 Maßnahmen auf dem Gebiet des Hoch- und Tiefbaues einschließlich der 
Gestaltungsplanung, nachdem die städtebauliche Beratung bzw. die 
Verkehrsnetzplanung in den in § 8 und 9 näher bezeichneten Ausschüssen 
abgeschlossen ist, soweit es sich nicht um einfache Geschäfte der laufenden 
Verwaltung handelt.  

4.2 die Entwurfs- und Ausführungsplanung bei Hoch- und Tiefbaumaßnahmen 
und Straßengestaltungsplanung, die unter § 7 (4.1) fällt, soweit es sich nicht 
um einfache Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt, 
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4.3 die Reihenfolge der Durchführung der in den Haushaltsplan 
aufgenommenen Hoch- und Tiefbaumaßnahmen, soweit es sich nicht um 
einfache Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt, 

4.4 die Art der Durchführung von Hoch- und Tiefbaumaßnahmen, die pro 
Maßnahme einen Betrag von mehr als 50.000,00 € erfordern, 

4.5 die Bestimmung von Architekten, Bauleitern und Sonderfachleuten bei 
Baumaßnahmen mit Gesamtbaukosten mit einem Honorar von mehr als 
50.000,-- €, 

4.6 die Verwendung von Mitteln für den Erwerb von Geräten, deren Kosten 
mehr als 50.000,00 € im Einzelfall betragen, 

4.7 den Abschluss von Erschließungsverträgen ab 20 Bauvorhaben. 

Er entscheidet nicht in Angelegenheiten der Abwasserbeseitigung. 

§ 8 

Ausschuss für Stadtgestaltung und Planung  

1. Der Ausschuss für Stadtgestaltung und Planung berät über die allgemeinen 
Angelegenheiten des Städtebaues sowie der Verkehrsnetzplanung. Ihm arbeiten die Ämter 
für Stadtplanung sowie Bauordnung und Untere Denkmalbehörde zu. Der Ausschuss berät 
und entscheidet nicht in Angelegenheiten, die in den abgegrenzten Zuständigkeitsbereich 
des Ausschusses für die Entwicklungsmaßnahme „Östlicher Stadtrand“ (s. Anlage, Bereich 
II) fallen. 

2. Er entscheidet im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel und im räumlich 
abgegrenzten Zuständigkeitsbereich (s. Anlage, Bereich I) über: 

2.1 Straßenfunktionen (z.B. verkehrsberuhigter Ausbau, Tempo-30-Zonen, 
Einbahnstraßen, etc.) im Zusammenhang mit der Verkehrsnetzplanung und 
der Bauleitplanung, Fragen des öffentlichen Personennahverkehrs, 

2.2 Maßnahmen der Stadterneuerung und der Wohnumfeldverbesserung, 

2.3 die Stellungnahmen der Stadt zu überörtlichen Planungen und 
Fachplanungen, 

2.4 die Bestimmung von Städte- und Raumplanern mit einem Kostenaufwand 
von mehr als 50.000,00 €,  

2.5 die Benennung von öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen, 

2.6 die Zulassung von Ausnahmen von Veränderungssperren (§§ 14 u. 19 
Abs. 1 Ziff. 4 BauGB), 

2.7 die Anträge auf Zurückstellung von Baugesuchen und bei Bauanträgen im 
Geltungsbereich von in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanverfahren 
ggfs. über die Weiterverfolgung oder die Abweichung von den 
Planungszielen, 
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2.8 die Stellungnahmen der Stadt in Genehmigungsverfahren zur Errichtung 
von imitierenden Anlagen (§ 10 Abs. 5 BImSchG), außer im Geltungsbereich 
von Bebauungsplänen. 

2.9 die Befreiungen von den Festsetzungen des Bebauungsplanes 

2.9.1 Überschreitung der Zahl der Vollgeschosse, 

2.9.2 Abweichung von der Art der Nutzung, 

2.9.3 Abweichungen von mehr als 30 cm bei den Festsetzungen der 
Erdgeschossfußbodenhöhe, 

2.9.4 geplante Bebauung liegt um mehr als 50 % außerhalb der überbaubaren 
Fläche (im Einzelfall). Die Einhaltung der Festsetzungen der einzelnen 
Bebauungspläne hat nach wie vor Vorrang vor etwaigen Befreiungen 

2.10 die vorbereitende und die verbindliche Bauleitplanung. Hier trifft der 
Ausschuss für Stadtgestaltung und Planung alle verfahrensleitenden 
Beschlüsse im Flächennutzungsplanänderungsverfahren und sowie in den 
Satzungsverfahren auf der Grundlage des BauGB und legt dem Rat die 
abschließende Beschlussempfehlung zur Entscheidung vor. Abschließende 
Beschlüsse in den genannten Verfahren bleiben dem Rat vorbehalten. Sind 
bei den Verfahren Grundstücke im Eigentum der Stadtbetriebe Hennef – AöR 
oder der Stadt betroffen oder handelt es sich um 
Stadtentwicklungsmaßnahmen von besonderer Bedeutung, ist vor der 
Beratung die Stellungnahme der Stadtbetriebe Hennef – AöR einzuholen. 

2.11 die Feststellung, ob die Voraussetzungen des § 125 Absatz 2 BauGB bei 
der Herstellung von Erschließungsanlagen gegeben sind. 

2.12 der Ausschuss für Stadtgestaltung und Planung koordiniert die 
Vorberatungen zur Aufstellung eines neuen Flächennutzungsplans und legt  
dem Rat die abschließende Beschlussempfehlung zur Entscheidung vor.  

 

§ 9 

Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz 

1. Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz berät über die 
allgemeinen Angelegenheiten des Umweltschutzes, der Dorfgestaltung und Denkmalpflege 
innerhalb des räumlich abgegrenzten Zuständigkeitsbereiches (s. Anlage, Bereich außerhalb 
der Bereiche I + II). Ihm arbeiten die Ämter für Stadtplanung sowie Bauordnung und Untere 
Denkmalbehörde sowie das Umweltamt zu. Er berät und entscheidet mit Ausnahme der 
Absätze 4 und 5 nicht in Angelegenheiten, die in den abgegrenzten Zuständigkeitsbereich 
des Ausschusses für die Entwicklungsmaßnahme „Östlicher Stadtrand“ (s. Anlage, Bereich 
II) fallen. 

2. Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz entscheidet für das 
gesamte Stadtgebiet im Bereich des Umweltschutzes über: 

2.1 Leitlinien zur allgemeinen Gestaltung und Verbesserung des 
Landschaftsbildes und allgemeinen Begrünung des bebauten Stadtgebietes 
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sowie über Fragen, die die Bereiche der Land-, Fisch- und Forstwirtschaft 
betreffen, 

2.2 die Stellungnahme zu Planungen von Natur- und 
Landschaftsschutzgebieten sowie zur Aufstellung von Landschaftsplänen, 

2.3 Fachplanungen außerhalb von Ortschaften unter dem Aspekt des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie Maßnahmen zur 
Verbesserung des Landschaftsbildes, 

2.4 die Anfertigung und das Ergebnis von Umweltverträglichkeitsprüfungen 
sowie grundsätzliche Maßnahmen zur Umsetzung der Lokalen Agenda 21 
(Ergänzung der Zuständigkeiten zur Anpassung an die aktuellen 
Entwicklungen), 

2.5 alle Maßnahmen in Fragen der Lärmbekämpfung, Luftreinhaltung 
Luftverschmutzung, Gewässerreinhaltung, Abfallbeseitigung und Altlasten. 

2.6 Fragen des öffentlichen Personennahverkehrs und des Rad-, Reit- und 
Wanderwegekonzepte, 

2.7 die Stellungnahmen zu überörtlichen Planungen, 

2.8 die Gestaltung städtischer Grünflächen und Friedhöfe, die Gestaltung 
städtebaulicher Grünflächen und Friedhöfe sowie die Eingrünung öffentlicher 
Spiel- und Grünanlagen.  

3. Er entscheidet ferner im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel und 
innerhalb des räumlich abgegrenzten Zuständigkeitsbereiches (s. Anlage, Bereich I Bereiche 
außerhalb der Bereiche I + II) über: 

3.1 die Verkehrsnetzplanung im Zusammenhang mit 
Dorfgestaltungsmaßnahmen,  

3.2 Maßnahmen zur Dorfgestaltung und Wohnumfeldverbesserung; 
insbesondere die Anlegung von Dorfplätzen und dörflichen Freiflächen, 

3.3 die Bestimmung von Städte- und Raumplanern sowie Sonderfachleuten 
für die Bauleit-, Denkmal- und Umweltschutzplanung mit einem 
Kostenaufwand von mehr als 50.000,00 €, 

3.4 die Benennung von öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen, 

3.5 die Zulassung von Ausnahmen von Veränderungssperren (§§ 14 u. 19 
Abs. 1 Ziff. 4 BauGB), 

3.6 die Anträge auf Zurückstellung von Baugesuchen, 

3.7 die Stellungnahmen der Stadt in Genehmigungsverfahren zur Errichtung 
von imitierenden Anlagen (§ 10 Abs. 5 BImSchG), außer im Geltungsbereich 
von Bebauungsplänen. 

3.8 über die Befreiungen von den Festsetzungen des Bebauungsplanes: 

3.8.1 Überschreitung der Zahl der Vollgeschosse, 
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3.8.2 Abweichung von der Art der Nutzung, 

3.8.3 Abweichungen von mehr als 50 cm bei den Festsetzungen der 
Erdgeschossfußbodenhöhe, 

3.8.4 geplante Bebauung liegt um mehr als 50 % außerhalb der überbaubaren 
Fläche (im Einzelfall) 

3.9 die vorbereitende und die verbindliche Bauleitplanung. Hier trifft der 
Ausschuss alle verfahrensleitenden Beschlüsse im Flächennutzungsplan-
änderungsverfahren und sowie in den Satzungsverfahren auf der Grundlage 
des BauGB und legt dem Rat die abschließende Beschlussempfehlung zur 
Entscheidung vor. Abschließende Beschlüsse in den genannten Verfahren 
bleiben dem Rat vorbehalten.

3.10 die Feststellung, ob die Voraussetzungen des § 125 Absatz 2 BauGB bei 
der Herstellung von Erschließungsanlagen gegeben sind. 

4. Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalpflege berät ferner für das 
gesamte Stadtgebiet im Bereich der Denkmalpflege über: 

4.1 die Aufstellung und Fortschreibung der Denkmalpflegepläne (§ 25 
DSchG), 

4.2 die Enteignung (§ 30 DSchG), die Übernahme von Denkmälern (§ 31 
DSchG) und die Ausübung des Vorkaufsrechtes (§ 32 DSchG) 

5. Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz entscheidet ferner 
für das gesamte Stadtgebiet im Bereich der Denkmalpflege über: 

5.1 Leistungen nach dem Denkmalschutzgesetz von mehr als 15.000,00 € im 
Einzelfall, soweit die Mittel von der Stadt erbracht werden, 

5.2 vorläufige Unterschutzstellung von Denkmälern (§ 4 DSchG), 

5.3 Eintragungen in die Denkmalliste bzw. Löschungen in der Denkmalliste 
von Amts wegen. 

 

§ 10 

Personalausschuss 

1. Der Personalausschuss berät alle personalbezogenen Fragen vor, die nach den 
Bestimmungen der Hauptsatzung einer Entscheidung / Mitwirkung des Rates bedürfen. 

2. Der Personalausschuss berät den Stellenplan zum Haushaltsplanentwurf vor. 
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§ 11 

Vergabeausschuss 

1. Der Vergabeausschuss entscheidet im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel über: 

1.1 alle Vergaben im Sinne des § 1 der Vergabeordnung der Stadt, deren 
Auftragswert 50.000 € (einschließlich Umsatzsteuer) überschreitet. Wurde ein 
Planer oder Fachplaner für eine bestimmte Maßnahme durch den 
Bauausschuss, den Ausschuss für Stadtgestaltung und Planung, den 
Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz oder den 
Ausschuss „Östlicher Stadtrand“ bestimmt und erfolgt die Honorierung nach 
den Vorschriften der HOAI, so ist eine Vorlage im Vergabeausschuss nicht 
mehr erforderlich; 

1.2 beschränkte Ausschreibungen über Lieferungen und Leistungen im Sinne 
der VOL/A über einem voraussichtlichen Auftragswert von 50.000,00 € (ohne 
Umsatzsteuer) nach § 5 Abs. 3 der Vergabeordnung der Stadt; 

1.3 beschränkte Ausschreibungen über Bauleistungen im Sinne der VOB/A 
über den Wertgrenzen der Ziffer 7.1 des Runderlasses des Innenministeriums 
vom 22.03.2006: 
- Ausbaugewerke im Hochbau, Straßenausstattung,                
Pflanzungen:                    75.000 EUR 
- Rohbauarbeiten im Hochbau:    150.000 EUR 
- Tiefbau:       300.000 EUR 

(jeweils ohne Umsatzsteuer) nach § 7 Abs. 3 der Vergabeordnung der Stadt; 

1.4 freihändige Vergaben über Lieferungen und Leistungen im Sinne der 
VOL/A über einem voraussichtlichen Auftragswert von 10.000,00 € (ohne 
Umsatzsteuer) nach § 9 Abs. 4 S. 1 der Vergabeordnung der Stadt; 

1.5 freihändige Vergaben über Bauleistungen im Sinne der VOB/A über einem 
voraussichtlichen Auftragswert von 10.000,00 € (ohne Umsatzsteuer) nach § 
9 Abs. 4 S. 2 der Vergabeordnung der Stadt. 

2. Absatz 1 gilt nicht bei geringfügigen Nachbeauftragungen und Nachbestellungen, wenn im 
Anschluss an einen bereits bestehenden Vertrag kein höherer Preis für die ursprüngliche 
Leistung gefordert wird und von einer Ausschreibung kein wirtschaftlicheres Ergebnis zu 
erwarten ist. Die Summe der Nachbestellung darf bei Auftragsvergaben nach der VOL/A (§ 3 
Nr. 4 d))  20 %, bei Auftragsvergaben nach der VOB/A (§ 3 Nr. 4c)) und VOF (§ 5 Abs. 2e)) 
50 % des Wertes der ursprünglichen Auftragssumme nicht überschreiten. 

3. Dem Vergabeausschuss arbeitet die Zentrale Vergabestelle (ZVS) zu. Regelmäßige 
Mitteilungen über Vergaben zwischen 10.000 und 50.000 EUR (einschließlich Umsatzsteuer) 
an den Vergabeausschuss werden von der ZVS gesammelt und zu jeweils einem 
Tagesordnungspunkt für die jeweils kommende Vergabeausschusssitzung 
zusammengefasst. 
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§ 12 

Ausschuss „Östlicher Stadtrand“ 

1. Der Ausschuss entscheidet über folgende Angelegenheiten innerhalb des räumlich 
abgegrenzten Zuständigkeitsbereiches (s. Anlage, Bereich II), soweit die Entscheidungen in 
diesen Angelegenheiten nicht nach § 41 I GO dem Rat vorbehalten sind: 

• alle Angelegenheiten gemäß § 5 ZustR 

• alle Angelegenheiten gemäß § 7 ZustR 

• alle Angelegenheiten gemäß § 8 ZustR. Die Zuständigkeit für die abschließende 
Beratung und die Beschlussempfehlung an den Rat in den Angelegenheiten des § 8 Abs. 
2.12 ZustR bleiben jedoch unberührt. 

• alle Angelegenheiten gemäß § 9 ZustR. Die Zuständigkeit für die Beratung und 
Entscheidung in den Angelegenheiten des § 9 Abs. 4 und 5 ZustR bleiben jedoch 
unberührt. 

2. Zu den Zuständigkeiten des Ausschusses zählen damit insbesondere: 

a.) Beratungen und Entscheidungen über planungsrechtliche Gestaltungs- und 
Vergabekriterien; 

b.) Festlegung von Qualitätsbausteinen; 
c.) Beratung und Entscheidung über die Durchführung städtebaulicher Wettbewerbe 

einschließlich der Auswahl der Projektträgern 
d.) Beratung und Entscheidung über städtebauliche Verträge im Sinne des § 11 des 

Baugesetzbuches und Erschließungsverträge. 

3. Über die Zuständigkeiten nach Abs. 1 und 2 hinaus berät und entscheidet der Ausschuss 
„Östlicher Stadtrand“ über die Festlegung sonstiger städtischer Vorgaben für die Entwicklung 
und Vermarktung der Fläche im nach Abs. 1 räumlich abgegrenzten Gebiet (z.B. soziale 
Vermarktungskriterien). 

§ 13 

Zuständigkeiten des Bürgermeisters 

1. Der Bürgermeister entscheidet alle Geschäfte der laufenden Verwaltung. 

2. Hierzu gehören insbesondere folgende Geschäfte: 

2.1 Tätigkeiten im Rahmen des § 8 Absatz 3 Ziffer 2 und 3 dieser 
Zuständigkeitsregelung; als einfaches Geschäft gelten alle Tätigkeiten, deren 
Kosten 50.000,-- € nicht überschreiten, 

2.2 Stundung und Niederschlagung von Abgabeforderungen , daneben über 
den Erlass von Forderungen bis zu einer Höhe von 3.000,-- €, 

2.3 Aufnahme einzelner Kredite im Rahmen der Kreditermächtigung der 
Haushaltssatzung gem. § 77 Abs. 2 der GO NRW, 

2.4 Geschäfte mit einem finanziellen Umfang von bis zu 50.000,-- € - es sei 
denn, in dieser Zuständigkeitsregelung sind andere Wertgrenzen  
festgesetzt -. 
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3. Die den Fachausschüssen zuarbeitenden Fachämter berichten regelmäßig zu jedem 
Quartalsende über die bedeutsamen Angelegenheiten ihres Fachamtes und die finanzielle 
Entwicklung ihres Budgetbereiches (Beginn des Aufbaus des Berichtswesens). 

 

§ 14 

Zuständigkeiten der Ausschüsse im Verhältnis zum Verwaltungsrat der Stadtbetriebe 
Hennef AöR 

Die Fachausschüsse des Rates beraten die Sachentscheidungen zu Angelegenheiten der 
AöR vor und sprechen Empfehlungen aus. Der Vorstand arbeitet den Fachausschüssen 
insoweit zu und setzt den Verwaltungsrat darüber in Kenntnis. 

§ 15 

Inkrafttreten 

Diese Zuständigkeitsregelung tritt am  22.03.2010 in Kraft. 
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Beschlussvorlage 

 
Amt: Zentrale Steuerung und Service TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2010/1758 Anlage Nr.: ______

Datum: 18.02.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und 
Beschwerdeausschuss 

08.03.2010 öffentlich 

Rat 22.03.2010 öffentlich 
 
 
Tagesordnung 

 
Konjunkturpaket II - Umsetzung 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss empfiehlt, der Rat der Stadt Hennef (Sieg) 
möge der Umsetzung der noch vorgeschlagenen Maßnahmen und deren Finanzierung aus dem 
Konjunkturpaket II zustimmen. 
 
 
Begründung 

 
Gut ein Jahr nach dem Ratsbeschluss vom 30.03.2009, der die Verwendung der aus dem 
Konjunkturpaket II gewährten Fördermittel in Höhe von 5.223.641 € (3.258.801 € für 
Bildungsinfrastrukturmaßnamen und 1.964.840 € für Infrastrukturmaßnahmen) festgelegt hat, 
kann mit Hilfe der beiliegenden Übersicht über den aktuellen Sachstand berichtet werden.  
 
Im Bereich der Bildungsinfrastruktur lagen die beschlossenen Maßnahmen mit ca. 1.200.000 € 
über dem zur Verfügung stehenden Bewilligungsbetrag, so dass man davon ausgehen musste, 
dass nicht alle Maßnahmen aus dem Konjunkturpaket II finanziert werden können. Die Kosten 
waren zunächst grob geschätzt, Veränderungen mit Sicherheit erforderlich.  
 
So konnten beispielsweise die Erneuerungen der Heizkessel überwiegend kostengünstiger 
ausgeführt werden, wohingegen die Sanierung der Dächer der GGS Hanftal und der 
Förderschule deutlich teurer ausfielen. 
 
Zum jetzigen Zeitpunkt liegt der Bereich Bildungsinfrastruktur noch mit ca. 646.000 € über den 
zur Verfügung stehenden Mitteln. Ob eine oder mehrere Maßnahmen und ggf. welche 
Maßnahmen nicht mehr mit Mitteln aus dem Konjunkturpaket II finanziert werden können, muss 
zu einem späteren Zeitpunkt geklärt werden, wenn noch verlässlichere Zahlen vorliegen. 
 



Im Bereich der Infrastruktur hat sich ergeben, dass nicht alle Fördermittel für die beabsichtigten 
und am 30.03.2009 beschlossenen Maßnahmen benötigt werden. Um diese Mittel auch noch 
zweckentsprechend verwenden zu können, wird die weitere Aufnahme folgender Maßnahmen 
in das Konjunkturpaket II vorgeschlagen. 
 

1. Solarthermieanlage für das Vereinsheim des SV Allner-Bödingen e.V. in Lauthausen im 
Austausch zu den Antragsunterlagen für das Vereinsheim in Allner, das aufgrund der 
schlechten Bausubstanz nicht mehr nachhaltig saniert werden kann.           
Der Einbau einer thermischen Solaranlage für die Warmwasserbereitung inkl. Austausch 
des Warmwasserspeichers ist energetisch sinnvoll und reduziert massiv die 
Energiekosten. Die Maßnahme wird vom Planungsbüro MBS auf ca. 13.000 € brutto 
geschätzt. Der Verein hat davon einen Eigenanteil von 1.444 € aufzubringen, 11.556 € 
kommen aus dem Konjunkturpaket II. 

 
2. Zusätzliche Einstiegstelle mit einem anschließenden kurzen Gehweg für die Schüler der 

Förderschule St. Ansgar.                 
Der Bau dieser Einstiegstelle gewährleistet aufgrund der verkehrlich bedenklichen 
Situation einen sicheren Schulweg. Die Kosten der Maßnahme belaufen sich auf rund 
15.000 €. 

 
3. Kunstrasenplatz für den Verein FC Hennef 05.                

Lt. Kostenberechnung betragen die Umbaukosten für die Umwandlung des 
Tennenplatzes im Schul- und Sportzentrum in einen Kunstrasenplatz und die 
Herstellung des fachgerechten Unterbaus für ein Jugendspielfeld ca. 346.000 €. Der 
Verein wird einen Eigenanteil in Höhe von 60.000 € einbringen. Der städtische Anteil 
beträgt somit 286.000 €. Abzüglich der Maßnahmen 1. und 2. verbleiben aus dem 
Konjunkturpaket II noch rund 190.000 € freie Mittel, die restlichen 96.000 € müssen 
durch Reduzierung des Ansatzes für den DSL-Ausbau zur Verfügung gestellt werden. 

 
Der DSL-Ausbau ist ursprünglich im Konjunkturpaket mit 613.000 € veranschlagt 
worden. Durch die Reduzierung des Ansatzes verbleiben 517.000 €. Von diesem Ansatz 
sind über den Kooperationsvertrag mit der Telekom die Leerrohrverlegung in Söven und 
Rott sowie die notwendigen Stromanschlüsse für die DSL-Versorgung in 23 Ortsteilen 
als zu erbringende Leistungen der Stadt zu finanzieren. Derzeit laufen die 
Verhandlungen für die Versorgung von Lanzenbach, Bierth und dem Gewerbegebiet 
West. Insgesamt sind damit 326.000 € verplant.  
 
Weitere Maßnahmen werden von der Telekom voraussichtlich in 2010 nicht 
durchgeführt. Da die Fördermittel aus dem Konjunkturpaket II aber in diesem Jahr 
verplant sein müssen und mit der Umsetzung zumindest begonnen werden muss, ist 
vorgesehen, von dem restlichen Ansatz im Vorgriff auf die Maßnahmen der Telekom in 
2011 in den Ortslagen Allner, Dondorf, Greuelsiefen, Stein und Striefen die Leerrohre 
bereits in diesem Jahr zu verlegen. 
Der weitere DSL-Ausbau ist ab 2011/2012 über die Inanspruchnahme der 
Landesförderung vorgesehen. 
 
 

Hennef (Sieg), den 24.02.2010 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 
 
Anlagen 
 
Übersicht Maßnahmen Konjunkturpaket II – Sachstandsbericht 









 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Amt für Kinder, Jugend und Familie TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2010/1786 Anlage Nr.: ______

Datum: 03.03.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich
Jugendhilfeausschuss 09.03.2010 öffentlich 
Rat 22.03.2010 öffentlich 

 
 
Tagesordnung 
 
Erste Satzungsänderung der Satzung der Stadt Hennef über die Förderung der 
Kindertagespflege und die Erhebung und Festsetzung von Elternbeiträgen für die 
Kindertagespflege vom 30.03.2009 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Jugendhilfeausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Hennef, die 1. Satzungsänderung der 
Satzung der Stadt Hennef über die Förderung der Kindertagespflege und die Erhebung und 
Festsetzung von Elternbeiträgen für die Kindertagespflege vom 30.03.2009 zu beschließen. 
 
Begründung 
 
Der Rat hat in seiner Sitzung am 30.03.2009 die Satzung der Stadt Hennef über die Förderung 
der Kindertagespflege und die Erhebung und Festsetzung von Elternbeiträgen für die 
Kindertagespflege  beschlossen. 
 
Gleichzeitig wurde vom Jugendhilfeausschuss eine stufenweise Erhöhung der Fördersätze 
empfohlen. Der bisherige Betrag von 4,00 €/Betreuungsstunde sollte zum 01.04.2010 auf 
 4,30 €/Betreuungsstunde erhöht werden (ca. 8 %). 
 
Diese Erhöhung bedeutet einen zusätzlichen Aufwand für das Haushaltsjahr 2010 von ca. 
20.500 €. Es wird daher vorgeschlagen auch die Elternbeiträge um 8 % anzuheben, was zu 
einer Verringerung der Mehrbelastung von ca. 6.300 € auf 14.200 € führt. 
 
Die finanzielle Entwicklung im Bereich des Produktes Tagespflege für Kinder stellt sich wie folgt 
dar: 
 
Jahr Ausgaben Einnahmen 
2006  20.000 €  0 € 
2007  78.200 €  31.900 € 
2008 120.400 €  54.300 € 
2009 259.500 €  76.600 € 



Daher ist es notwendig geworden, die Fördersätze sowie die Elternbeiträge, Anlage 1 der 
Satzung, anzupassen. 
 
Eine Gegenüberstellung der bisherigen und ein Vorschlag für die zukünftigen Fördersätze 
sowie Beiträge ist als Anlage beigefügt (Oben stehen die Neuvorschläge, unten die 
bisherigen Beträge). 
 
Gleichzeitig sind in der Satzung einige redaktionelle Veränderungen aufgrund der Erfahrung mit 
der Satzung nach knapp 1 Jahr vorgenommen worden. 
Im Einzelnen handelt es sich hierbei um: 
 

 § 3  Abs. 3  Förderung 
 Konkretisierung der Urlaubsregelung 
 

 § 7 Abs. 2 Einkommen 
 Konkretisierung des Einkommensbegriffs und des Zeitraums 
 
Darüber hinaus wurde im § 9 die Geschwisterregelung  verändert. 
Für das 1. und 2. Kind sind nicht mehr 50 % sondern 60 % des entsprechenden 
Beitragssatzes zu zahlen und für das 3. Kind, bisher kein Beitrag, sind 25 % zu zahlen. 
 

Gemäß § 77 Abs. 2 Satz 1 GO hat die Gemeinde die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Einnahmen soweit vertretbar und geboten aus speziellen Entgelten für die von ihr 
erbrachten Leistungen zu realisieren. 
 
 
 
 
 
 
Auswirkungen auf den Haushalt 

 
 Keine Auswirkungen  Kosten der Maßnahme 

Sachkosten:20.500 € 
 Jährliche Folgekosten Personalkosten:        € 

 Maßnahme zuschussfähig 
Höhe des Zuschusses       € 
       % 

HAR:       €  Ausreichende Haushaltsmittel vorhanden, 
 
     Haushaltsstelle:       Lfd. Mittel:       € 

  Bewilligung außer- oder überplanmäßiger 
      Ausgaben erforderlich Betrag: 20.500 € 

 Kreditaufnahme erforderlich  Betrag:       € 

 Einsparungen Betrag       € 

 Jährliche Folgeeinnahmen Art:       

 Höhe: 6.300 € 

 Bemerkungen  

      

 



Bei planungsrelevanten Vorhaben 

 
Der Inhalt des Beschlussvorschlages stimmt mit den Aussagen / Vorgaben 

   

des Flächennutzungsplanes  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr.      ) 

der Jugendhilfeplanung  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr.      ) 

 
Mitzeichnung: 
 
Name:  Paraphe:  Name:  Paraphe: 
J.J. Hoffmann 
Leiter Amt für Kinder, 
Jugend und Familie 
 

           

 
 
 
Hennef (Sieg), den 03.03.2010 
In Vertretung 
 
 
 
 
Meyer 
Erster Beigeordneter 
 
 
 
Anlagen 
 
1. Satzungsänderung zur Satzung der Stadt Hennef über die Förderung der Kindertagespflege 
und die Erhebung und Festsetzung von Elternbeiträgen für die Kindertagespflege vom 
30.03.2009 
 
 
 



Anlage 1 
 
Fördersätze für Kinder unter 3 Jahren       

Wöchentliche 
Betreuungszeit 

 5-10 
Stunden 

 bis 15 
Stunden 

bis 20 
Stunden 

 bis 25 
Stunden 

 bis 30 
Stunden 

 bis 35 
Stunden 

bis 40 
Stunden 

 bis 45 
Stunden 

Förderung der 
Kindertagespflege 

im Haushalt der 
Tagespflegeperson

monatlicher 
Tagespflegesatz 

140,00 € 
130,00 € 

235,00 € 
215,00 € 

325,00 € 
300,00 € 

420,00 € 
390,00 € 

510,00 € 
475,00 € 

605,00 € 
560,00 € 

700,00 € 
645,00 € 

790,00 € 
730,00 € 

          
Beitragstabelle für die Festsetzung und Erhebung von Kostenbeiträgen in der Kindertagespflege im Haushalt der 
Tagespflegeperson oder anderen Räumen für Kinder unter 3 Jahren  
 

Einkommens- 
stufen Jahreseinkommen

 5-10 
Stunden 

 bis 15 
Stunden 

 bis 20 
Stunden 

 bis 25 
Stunden 

 bis 30 
Stunden 

 bis 35 
Stunden 

bis 40 
Stunden 

bis 45 
Stunden 

    
Nr. 1 bis 15.000 € 0 0 0 0 0 0 0 0 

    
Nr. 2 bis 25.000 € 30 

40        
35 

45        
40 

55        
50 

60        
55 

65        
60 

75        
70 

85        
80 

    
Nr. 3 bis 37.000 € 

60         
55 

70        
65 

85        
80 

95        
90 

120       
110 

135       
125 

155       
145 

180       
165 

    
Nr. 4 bis 50.000 € 

80         
75 

110       
100 

125       
115 

145       
135 

165       
155 

195       
180 

225       
210 

260       
240 

    
Nr. 5 bis 60.000 € 

100        
95 

140       
130 

160       
150 

200       
185 

225       
210 

260       
240 

300       
280 

345       
320 

    
Nr. 6 bis 75.000 € 

120        
110 

175       
160 

195       
180 

270       
250 

325       
300 

380       
350 

430       
400 

485       
450 

    
Nr. 7 bis 90.000 € 

130        
120 

195       
180 

240       
220 

315       
290 

380       
350 

430       
400 

510       
470 

585       
540 

    
Nr. 8 über 90.000 € 

140        
130 

220       
205 

290       
270 

380       
350 

430       
400 

515       
475 

590      
545 

660       
610 

         
Eingewöhnungspauschale 75,- €, kein Kostenbeitrag       
 



 
Anlage  2 
 
Fördersätze für Kinder ab 3-14 Jahre    

Wöchentliche 
Betreuungszeit  5-10 Stunden

 bis 15 
Stunden 

bis 20 
Stunden 

 bis 25 
Stunden 

Förderung der 
Kindertagespflege im 

Haushalt der 
Tagespflegeperson 

monatlicher 
Tagespflegesatz 

135,00 €  
125,00 € 

225,00 € 
205,00 € 

310,00 € 
285,00 € 

400,00 € 
370,00 € 

      
Beitragstabelle für die Festsetzung und Erhebung von Kostenbeiträgen in der Kindertagespflege im Haushalt
der Tagespflegeperson oder in anderen Räumen für Kinder ab 3-14 Jahre 
 

Einkommens- 
stufen 

                    
Jahreseinkommen 5-10 Stunden

 bis 15 
Stunden 

 bis 20 
Stunden 

 bis 25 
Stunden 

    
Nr. 1 bis 15.000 € 0 0 0 0 
    
Nr. 2 bis 25.000 € 10 15 20 25 
    
Nr. 3 bis 37.000 € 20 30 

40 
35 

45 
40 

    
Nr. 4 bis 50.000 € 

40 
35 

50 
45 

60 
55 

70 
65 

    
Nr. 5 bis 60.000 € 

65 
60 

85 
80 

105 
95 

120 
110 

    
Nr. 6 bis 75.000 € 

90 
85 

130 
120 

150 
140 

160 
150 

    
Nr. 7 bis 90.000 € 

120 
110 

160 
150 

205 
190 

250 
230 

    
Nr. 8 über 90.000 € 

135 
125 

200 
185 

270 
250 

335 
310 

 



  51.1.2 
 
 
Satzung der Stadt Hennef über die Förderung der Kindertagespflege und die Erhebung und Festsetzung 

von Elternbeiträgen für die Kindertagespflege 
vom ……………… 

 
Aufgrund der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV.NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.10.2007 (GV. NRW S. 380), des § 90 Abs. 
1 Sozialgesetzbuch Achtes Buch (SGB VIII) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.12.2006 (BGBl. I S. 
3134), zuletzt geändert durch Artikel 105 des Gesetzes vom 17.12.2008 (BGBl. I S. 2586) sowie § 23 des 
(Kinderbildungsgesetz –KiBiz-) vom 30.10.2007 (GV. NRW S.462), hat der Rat der Stadt Hennef in seiner 
Sitzung am ……………….. folgende Satzung beschlossen: 
 
 
 

§ 1 Kindertagespflege 
 
Die Förderung der Kindertagespflege wird gemäß § 23 f. Sozialgesetzbuch Achtes Buch (SGB VIII) als 
eigenständiges Angebot der Jugendhilfe – neben den Angeboten der Kindertageseinrichtungen – vorgehalten.  
Sie umfasst die Vermittlung des Kindes zu einer geeigneten Tagespflegeperson, deren fachliche Beratung, 
Begleitung und weitere Qualifizierung sowie die Gewährung einer laufenden Geldleistung an die 
Tagespflegeperson. 
 

§ 2 Fördervoraussetzungen 
 

(1) Vorraussetzung für die Gewährung der Förderung ist, dass die Erziehungsberechtigten  
 

 ihren Hauptwohnsitz im Stadtgebiet Hennef haben und 
 einer Erwerbstätigkeit nachgehen oder eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder Arbeit suchend 

sind oder 
 sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme befinden oder 
 in einer Schul- oder Hochschulausbildung befinden oder 
 Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten Sozialgesetzbuches erhalten oder 
 ohne diese Leistung eine dem Kindeswohl entsprechende Förderung nicht gewährleistet ist. 

 
Lebt das Kind nur mit einem Erziehungsberechtigten zusammen, so tritt dieser an die Stelle der 
Erziehungsberechtigten. 
 
(2) Tagespflegepersonen müssen die in § 23 Abs. 3 SGB VIII in Verbindung mit § 4 KiBiz festgeschriebenen 
Eignungskriterien erfüllen. Sie bedürfen der Pflegeerlaubnis, wenn die Kriterien nach § 43 SGB VIII vorliegen. 
 
(3) Bei Kindern, die das dritte Lebensjahr vollendet haben, ist vorrangig der Rechtsanspruch auf einen 
Kindergartenplatz in Tageseinrichtungen für Kinder geltend zu machen. Eine Förderung der Kindertagespflege 
kann in den Fällen gewährt werden, in denen ein bedarfsgerechtes Angebot nicht zur Verfügung steht. Die 
Kindertagespflege wird längstens bis zum Beginn des neuen Kindergartenjahres gewährt. 
 
Für Schüler/innen einer Grundschule, für die Kindertagespflege beantragt wird, ist vorrangig die Aufnahme in die 
Offene Ganztagsschule zu beantragen. Sollte eine Aufnahme hier nicht möglich sein, ist eine Förderung der 
Kindertagespflege nur bis zum Beginn des neuen  Schuljahres möglich. 
 
(4) Ausgenommen von der Förderung ist die Aufnahme eines Kindes in die Verwandtenpflege (Verwandte bis 
zum dritten Grad  oder Verschwägerte), sowie die Pflege für einen Zeitraum von weniger als 3 Monaten im Sinne 
des § 22 Abs. 2, Satz 5  KiBiz. Die Betreuungszeit muss mindestens 5 Stunden wöchentlich  betragen. 
 
 



 
 
(5) Bei Teilnahmen an Maßnahmen der Agentur für Arbeit muss eine Kostenübernahme dort beantragt werden  
(§ 16 Abs. 2 Sozialgesetzbuch – Zweites Buch). 

 
 

§ 3 Förderung 
 
(1) Die laufende Geldleistung umfasst gemäß § 23 Abs. 2 SGB VIII: 

 die Erstattung angemessener Kosten, die der Tagespflegeperson für den Sachaufwand 
entstehen, 

 einen leistungsgerecht ausgestalteten Beitrag zur Anerkennung ihrer Förderleistung, 
 die Erstattung der nachgewiesenen Aufwendungen für Beiträge zu einer Unfallversicherung,  
 die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen 

Alterssicherung und 
 die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Kranken- und 

Pflegeversicherung. 
 
(2) Der Fördersatz für die Kindertagespflege ergibt sich aus Anlage 1und 2. Erfolgt die Betreuung im Haushalt der 
Eltern des Kindes, reduziert sich der Förderbetrag wegen geminderter Sachaufwendungen um 25%. Des 
weiteren muss die Betreuungszeit mindestens 5 Stunden wöchentlich umfassen.  
 
(3) Die Geldleistung wird pauschal entsprechend des notwendigen Betreuungsaufwandes festgesetzt. Die 
Tagespflegesätze werden der Tagespflegeperson nur für erbrachte Betreuungsleistung gewährt, und zwar 
einschließlich vier betreuungsfreier Wochen (20 Tage bei 5 Betreuungstage/Woche, 16 Tage bei 4 
Betreuungstage/Woche, 12 Tage bei 3 Betreuungstage/Woche, 8 Tage bei 2 Betreuungstage/Woche, 4 Tage bei 
1 Betreuungstag/Woche) je Kalenderjahr. 
Darüber hinaus wird bei krankheitsbedingtem Ausfall des Kindes oder der Tagespflegeperson bis zu jeweils einer 
Woche das Tagespflegegeld weitergezahlt. 
 
(4) Wird in Ausfallzeiten der Tagespflegeperson eine Vertretung durch eine andere Tagespflegeperson geleistet, 
erhält auch die Vertretungsperson die entsprechende Geldleistung. 
 
(5) Die Förderung der Kindertagespflege (Sachaufwendungen und Anerkennung der Förderleistung) sowie die 
Erstattungen der Versicherungsbeiträge erfolgt monatlich im nachhinein vom Amt für Kinder, Jugend und Familie. 
Beginnt oder endet das Kindertagespflegeverhältnis innerhalb eines laufenden Kalendermonats, wird die 
Förderung anteilig auf der Grundlage der geleisteten Betreuungstage erstattet. 
 
(6) Nachgewiesene Leistungen für die Unfallversicherung werden entsprechend dem gesetzlichen 
vorgeschriebenen Beitrag für die Unfallversicherung der Berufsgenossenschaft für Gesundheits- und 
Wohlfahrtspflege anerkannt. Der Jahresbeitrag wird rückwirkend zum Jahresende gewährt. 
 
(7) Nachgewiesene Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung werden, sofern es sich um 
Pflichtversicherungsbeiträge handelt, in der Höhe der tatsächlichen Aufwendungen berücksichtigt, wie sie sich 
aus den Zahlungen der Jugendhilfe/Stadt Hennef an die Tagespflegeperson ergeben. Besteht keine 
Rentenversicherungspflicht, werden freiwillige Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung 
entsprechend dem hälftigen Mindestbeitrag der gesetzlichen Rentenversicherung anerkannt.  
 
(8) Nachgewiesenen Aufwendungen zu einer angemessenen Krankenversicherung und Pflegeversicherung 
werden der Tagespflegeperson hälftig erstattet. Besteht ein Versicherungsschutz  in einer privaten 
Krankenversicherung gilt die Hälfte des Beitrages der gesetzlichen Krankenversicherung als angemessen. 
 
(9) Leistungen nach Absatz 6, 7 und 8 werden den Tagespflegepersonen gewährt, die ihre Tätigkeit im 
Zuständigkeitsbereich der Stadt Hennef ausüben. Die Leistungen werden auf Antrag nach Vorlage der 
entsprechenden Belege übernommen. Die Gewährung erfolgt monatlich je Tagespflegeperson für den Zeitraum, 
in dem ein oder mehrere Tagespflegeverhältnisse bestehen. 



 
 



§ 4 Art der Beiträge 
 

(1) Für die Inanspruchnahme der Kindertagespflege nach § 23 SGB VIII wird durch die Stadt Hennef ein 
öffentlich-rechtlicher Kostenbeitrag gemäß § 90 SGB VIII erhoben. Die Beitragshöhe wird gemäß einer vom Rat 
der Stadt beschlossenen Beitragstabelle festgesetzt. 
Gemäß § 90 Absatz 1 SGB VIII sind die Kostenbeiträge nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der 
Beitragspflichtigen sozial gestaffelt und sind dem Förderumfang entsprechend zeitlich differenziert. 
    

§ 5 Beitragspflichtige 
 

(1) Beitragspflichtig sind die Eltern oder diesen gleichgestellte Personen, mit denen das Kind zusammenlebt. 
Hierzu zählen auch Stiefelternteile, die mit dem Kind in einer Haushaltsgemeinschaft leben. Lebt das Kind nur mit 
einem Elternteil bzw. der den Eltern gleichgestellten Personen zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern 
bzw. der den Eltern gleichgestellten Personen.  

 
§ 6 Beitragshöhe 

 
(1) Die Beitragspflichtigen werden entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zu monatlichen 
öffentlich-rechtlichen Beiträgen herangezogen.  Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit bemisst sich nach dem 
Jahreseinkommen der Beitragpflichtigen. 
 
(2) Eine Ermittlung des Kostenbeitrages entfällt, wenn und solange sich die Beitragspflichtigen durch schriftliche 
Erklärung gegenüber der Stadt Hennef zur Zahlung des höchsten nach der jeweils gültigen Beitragsstaffel 
ausgewiesenen Betrages verpflichten. 
 
(3) Die Höhe der Elternbeiträge ergibt sich aus der Anlage 1und 2  zu dieser Satzung. 
 
 

§ 7 Einkommen 
 

(1) Mit dem Antrag auf Förderung von Kindertagespflege haben die Eltern nachzuweisen, welche 
Einkommensgruppe gemäß Anlage 1 bzw. 2  ihrem Kostenbeitrag zugrunde zu legen ist. Ohne Angaben zur 
Einkommenshöhe oder ohne den geforderten Nachweis ist der höchste Kostenbeitrag zu leisten. 
 
(2) Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die Summe der positiven Einkünfte der Eltern im Sinne des § 2 Abs. 
1 und 2 des Einkommensteuergesetzes. 
 
(3) Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten 
Ehegatten ist nicht zulässig. Dem Einkommen im Sinne dieser Satzung sind steuerfreie Einkünfte, 
Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen für die 
Eltern und das Kind, für das der Kostenbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. 
 
(4) Das Elterngeld nach dem Bundeselterngeldgesetz bleibt bis zu einer Höhe von 300 € unberücksichtigt. Das 
Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften ist nicht hinzuzurechnen. Bei 
der Einkommensberechnung bleibt die Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagengesetz außer Betracht. 
 
(5) Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung eines 
Mandats und steht ihm aufgrund dessen für den Fall des Ausscheidens eine lebenslängliche Versorgung oder an 
deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist 
dem nach Absatz 2 bis 4 ermittelten Einkommen ein Betrag von 10 v. H. der Einkünfte aus diesem 
Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen. 
 
(6) Für das dritte und jedes weitere im Haushalt lebende Kind sind die nach § 32 Abs. 6 
Einkommenssteuergesetz zu gewährenden Freibeträge von dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen 
abzuziehen. 
 



(7) Entscheidend für die Beitragsberechnung ist das tatsächliche Jahresbruttoeinkommen der Beitragspflichtigen 
in dem Kalenderjahr, für das die Beiträge festgesetzt werden. Für die Erstberechnung ist das Einkommen des 
vorangegangenen Kalenderjahres zugrunde zu legen, welches durch die Vorlage des entsprechenden 
Einkommenssteuerbescheides nachzuweisen ist. 
 
(8) Abweichend von Absatz 7 ist das Zwölffache des Einkommens des letzten  Monats zugrunde zu legen, wenn 
es voraussichtlich auf Dauer höher oder niedriger ist als das Einkommen des vorangegangenen Kalenderjahres. 
Wird das Zwölffache des Einkommens des letzten Monats  zugrunde gelegt, so sind auch die Einkünfte 
hinzuzurechnen, die zwar nicht im letzten Monat bezogen wurden, aber im laufenden Jahr anfallen. Der 
Kostenbeitrag ist ab dem Kalendermonat nach Eintritt der Änderung neu festzusetzen. Soweit Monatseinkommen 
nicht bestimmbar sind, ist abweichend von Satz 1 auf das zu erwartende Jahreseinkommen abzustellen. 
 

§ 8 Beitragspflicht 
 

(1) Die Festsetzung des Kostenbeitrags erfolgt durch Bescheid. 
 
(2) Der Beitragszeitraum entspricht der Dauer der Förderung des Kindes in der Kindertagespflege. Beginnt oder 
endet ein Tagespflegeverhältnis während eines laufenden Kalendermonats, wird der Kostenbeitrag anteilig auf 
der Grundlage von 30 Tagen pro Monat berechnet. Ausfallzeiten berühren die Beitragspflicht nicht. 
 
(3) Der Beitrag wird in monatlichen Raten fällig und ist jeweils bis zum 3. Werktag eines Monats an die Stadt 
Hennef zu zahlen. 

 
§ 9 Geschwisterkindregelung 

 
(1) Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach § 5 an die Stelle der Eltern treten, 
gleichzeitig eine Tageseinrichtung für Kinder nach § 1 des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von 
Kindern (Kinderbildungsgesetz –KiBiz-) oder eine Einrichtung der Offenen Ganztagsschule in Trägerschaft der 
Stadt Hennef oder werden Leistungen nach dieser Satzung für die Förderung der Kindertagespflege gewährt, so 
sind für das erste und das zweite Kind jeweils 60 von Hundert des entsprechenden Beitragssatzes zu erheben.  
(2) Das dritte Kind sowie alle weiteren Kinder sind  25 von Hundert  des entsprechenden Beitragssatzes zu 
erheben.  
 
 

§ 10 Auskunfts- und Anzeigepflichten 
 

 
(1) Die Beitragspflichtigen sind während des gesamten Betreuungszeitraums verpflichtet, Änderungen in den 
wirtschaftlichen oder persönlichen Verhältnissen, die für die Bemessung des Kostenbeitrages maßgeblich sind, 
unverzüglich mitzuteilen. 
 
(2) Kommen die Beitragspflichtigen ihren Auskunfts- und Anzeigepflichten nicht oder nicht in ausreichendem 
Maße nach, so wird der Elternbeitrag nach der höchsten Einkommensstufe  festgesetzt. 
 
 

 
§ 11 Jährliche Überprüfung 

 
Unabhängig von den in § 10 genannten Auskunfts- und Anzeigepflichten ist die Stadt Hennef berechtigt, die 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Beitragpflichtigen jährlich zu überprüfen. 
 
 

 
 
 
 



 
§ 12 Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.04.2010 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Hennef über die Förderung der 
Kindertagespflege und die Erhebung und Festsetzung von Elternbeiträgen für die Kindertagespflege vom 
08.06.2009 außer Kraft. 
 
 



Anlage 1 
 
Fördersätze für Kinder unter 3 Jahren       

Wöchentliche 
Betreuungszeit 

 5-10 
Stunden 

 bis 15 
Stunden 

bis 20 
Stunden 

 bis 25 
Stunden 

 bis 30 
Stunden 

 bis 35 
Stunden 

bis 40 
Stunden 

 bis 45 
Stunden 

Förderung der 
Kindertagespflege 

im Haushalt der 
Tagespflegeperson

monatlicher 
Tagespflegesatz 140,00 € 235,00 € 325,00 € 420,00 € 510,00 € 605,00 € 700,00 € 790,00 € 

          
Beitragstabelle für die Festsetzung und Erhebung von Kostenbeiträgen in der Kindertagespflege im Haushalt der 
Tagespflegeperson oder anderen Räumen für Kinder unter 3 Jahren  
 

Einkommens- 
stufen Jahreseinkommen

 5-10 
Stunden 

 bis 15 
Stunden 

 bis 20 
Stunden 

 bis 25 
Stunden 

 bis 30 
Stunden 

 bis 35 
Stunden 

bis 40 
Stunden 

bis 45 
Stunden 

    
Nr. 1 bis 15.000 € 0 0 0 0 0 0 0 0 

    
Nr. 2 bis 25.000 € 30 40 45 55 60 65 75 85 

    
Nr. 3 bis 37.000 € 60 70 85 95 120 135 155 180 

    
Nr. 4 bis 50.000 € 80 110 125 145 165 195 225 260 

    
Nr. 5 bis 60.000 € 100 140 160 200 225 260 300 345 

    
Nr. 6 bis 75.000 € 120 175 195 270 325 380 430 485 

    
Nr. 7 bis 90.000 € 130 195 240 315 380 430 510 585 

    
Nr. 8 über 90.000 € 140 220 290 380 430 515 590 660 

         
Eingewöhnungspauschale 75,- €, kein Kostenbeitrag       



 
 
Anlage 2 
 
Fördersätze für Kinder ab 3-14 Jahre    

Wöchentliche 
Betreuungszeit  5-10 Stunden

 bis 15 
Stunden 

bis 20 
Stunden 

 bis 25 
Stunden 

Förderung der 
Kindertagespflege im 

Haushalt der 
Tagespflegeperson 

monatlicher 
Tagespflegesatz 135,00 € 225,00 € 310,00 € 400,00 € 

      
Beitragstabelle für die Festsetzung und Erhebung von Kostenbeiträgen in der Kindertagespflege im Haushalt
der Tagespflegeperson oder in anderen Räumen für Kinder ab 3-14 Jahre 
 

Einkommens- 
stufen 

                    
Jahreseinkommen 5-10 Stunden

 bis 15 
Stunden 

 bis 20 
Stunden 

 bis 25 
Stunden 

    
Nr. 1 bis 15.000 € 0 0 0 0 
    
Nr. 2 bis 25.000 € 10 15 20 25 
    
Nr. 3 bis 37.000 € 20 30 40 45 
    
Nr. 4 bis 50.000 € 40 50 60 70 
    
Nr. 5 bis 60.000 € 65 85 105 120 
    
Nr. 6 bis 75.000 € 90 130 150 160 
    
Nr. 7 bis 90.000 € 120 160 205 250 
    
Nr. 8 über 90.000 € 135 200 270 335 



 
 



 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Zentrale Steuerung und Service TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2010/1792 Anlage Nr.: ______

Datum: 08.03.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat 22.03.2010 öffentlich 
 
 
 
Tagesordnung 

 
Resolution zur Ausweitung der Wasserschutzzonen im Zusammenhang mit der Erneuerung der 
wasserrechtlichen Bewilligung zugunsten des Wahnbachtalsperrenverbandes (WTV) zur 
Entnahme von Grundwasser im Hennefer Siegbogen 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
 
Resolution 
 
Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) fordert die Bezirksregierung Köln auf, die Erneuerung des 
Wasserrechts für eine Entnahme von 13,3 Mio m³ pro Jahr aus der Wassergewinnungsanlage 
Hennefer Siegbogen zugunsten des Wahnbachtalsperrenverbandes (WTV) nicht zu bewilligen, 
wenn damit eine Erweiterung der Wasserschutzzonen verbunden ist. 
 
 
Begründung 

 
Seit 1978 gewinnt der Wahnbachtalsperrenverband (WTV) einen Teil des Wassers, mit dem er 
die Bevölkerung in seinem Einzugsbereich versorgt, aus der Wassergewinnungsanlage im Hen-
nefer Siegbogen bei Stoßdorf. Das Versorgungsgebiet erstreckt sich auf das Stadtgebiet Bonn, 
den Rhein-Sieg-Kreis, Teile der Eifel und Teile von Rheinland-Pfalz. Die bisher wasserrechtlich 
bewilligte Entnahmemenge beläuft sich auf bis zu 13,3 Mio. m³/a. Diese Bewilligung der Be-
zirksregierung Köln ist am 31.12.2008 ausgelaufen. Seitdem gilt bis Ende 2010 eine vorläufige 
Genehmigung. 
 
Für die Fortsetzung der Grundwasserentnahme ist eine Neubeantragung einer wasserrechtli-
chen Bewilligung gem. §§ 2,3 und 8 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) erforderlich. Dieser Antrag 
ist von der Bezirksregierung jetzt ins Verfahren gegeben worden und liegt zurzeit für die Öffent-
lichkeit aus (Einsicht in die Unterlagen bei der Stadtverwaltung vom 25.02.-24.03.2010, Ein-
wände bis einschl. 07.04.2010 möglich). Gleichzeitig ist die Stadt als Träger öffentlicher Belan-
ge zur Stellungnahme aufgefordert. 



Aus den Antragsunterlagen ist zu entnehmen, dass mit der Erneuerung der wasserrechtlichen 
Bewilligung eine Ausweitung der bestehenden Wasserschutzzonen einhergeht. 
 
Die derzeit geltenden Wasserschutzzonen wurden im November 1974 von der Bezirksregierung 
für die Wassergewinnungsanlage Hennefer Siegbogen ausgewiesen. Bereits in den 1990er 
Jahren wurde ein neuer Schutzzonenvorschlag erarbeitet. Dieser sieht im Wesentlichen eine 
deutliche Erweiterung der Schutzzone III in südliche Richtung vor sowie eine Erweiterung der 
Schutzzone II an einigen wenigen, aber entscheidenden Stellen, insbesondere im Bereich der 
Straßen „In der Aue“, „Löhestraße“ und „Königsberger Weg“. Die Änderung der Wasserschutz-
zonen hat enorme Folgen für die Innenstadtentwicklung und das Gewerbegebiet West. Die be-
stehenden Gebäude in der geplanten Wasserschutzzone II werden nur noch Bestandsschutz 
haben, eine weitere Bebauung oder Umnutzung wird nicht mehr zulässig sein. 
 
Bereits 1998 hat sich die Stadt massiv gegen die vorgeschlagene Ausweitung der Wasser-
schutzzonen gewährt. Die damalige Beschlussvorlage und der gefasste Beschluss sind in der 
Anlage beigefügt. Das Verfahren wurde daraufhin nicht weiterverfolgt.  
 
Aktuell steht aber die wasserrechtliche Bewilligung für den WTV zur Entscheidung an. Zwar 
gelten die bestehenden Wasserschutzzonen noch bis 2014, jedoch ist davon auszugehen, dass 
zum Schutz der Trinkwasserversorgung und des dann erneut bewilligten Wasserrechtes für 
eine Wasserentnahme von 13,3 Mio. m³/a die Wasserschutzzonen wie vorgeschlagen im Wege 
einer Ordnungsbehördlichen Verordnung der Bezirksregierung Köln festgesetzt werden. 
 
Bereits zum jetzigen Zeitpunkt muss reagiert werden, um eine Ausweitung der Wasserschutz-
zonen und die damit verbunden Einschränkungen für die Stadt und Ihre Bürger abzuwenden. 
 
 
 
 
Hennef (Sieg), den 09.03.2010 
 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen 
 
Übersichtskarte 
 
Beschlussvorlage und Beschluss des Ausschusses für Planung und Verkehr vom 01.12.1998 





















 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Zentrale Steuerung und Service TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2010/1806 Anlage Nr.: ______

Datum: 10.03.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat 22.03.2010 öffentlich 
 
 
 
Tagesordnung 

 
Antrag der Fraktion "Die Unabhängigen" vom 17.01.2010;  
Resolution zum Umbau von Kreis-Fraktions-Sitzungssälen 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Rat der Stadt Hennef beschließt: 
 
Der Antrag der Fraktion „Die Unabhängigen“ zur Verabschiedung einer Resolution zum Umbau 
von Kreis-Fraktions-Sitzungssälen wird abgelehnt. 
 
 
 
Begründung 

 
Nach Mitteilung des Landrates des Rhein-Sieg-Kreises sind im Haushaltsplanentwurf 2010 des 
Rhein-Sieg-Kreises keine finanziellen Mittel für den Umbau von Fraktionsräumen oder für 
Sitzungssäle vorgesehen. 
 
 
 
Hennef (Sieg), den 10.03.2010 
 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 
 
 
 







 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Bauordnung und Untere Denkmalbehörde TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2010/1770 Anlage Nr.: ______

Datum: 22.02.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat 22.03.2010 öffentlich 
Ausschuss für Stadtgestaltung und 
Planung 

24.03.2010 öffentlich 

 
 
 
Tagesordnung 

 
Antrag zur Einberufung einer Einwohnerversammlung bei Eingang einer größeren 
Bauvoranfrage oder eines Bauantrages gemäß § 12 der Hauptsatzung der Stadt Hennef 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Antrag wird abgelehnt, da es sich bei den geplanten Bauvorhaben nicht Vorhaben handelt, 
die die strukturelle Entwicklung der Stadt unmittelbar und nachhaltig beeinflussen oder die mit 
erheblichen Auswirkungen für eine Vielzahl von Einwohnern verbunden sind. 
 
 
Begründung 

 
Die Antragssteller stellen den Antrag gemäß § 12 Absatz 2 der Hauptsatzung, eine 
Einwohnerversammlung durchzuführen. 
 
Eine Einwohnerversammlung soll insbesondere stattfinden, wenn es sich um Planungen oder 
Vorhaben handelt, die die strukturelle Entwicklung der Stadt unmittelbar und nachhaltig 
beeinflussen oder die mit erheblichen Auswirkungen für eine Vielzahl von Einwohnern 
verbunden sind.  
 
Der Verwaltung liegen zur Zeit zwei Vorschläge zur Errichtung von Ein- und 
Mehrfamilienwohnhäusern für den Bereich zwischen Deich-, Siegfeld-, Kronprinzen- und 
Kaiserstraße vor, für den der Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplans 01.60 am 19.11.2003 
gefasst worden.  
 
Da über den Aufstellungsbeschluss hinaus noch keine rechtskräftigen Festsetzungen im 
Bebauungsplanverfahren getroffen wurden, sind Bauvorhaben in diesem Gebiet nach § 34 
Absatz 1 Baugesetzbuch zu beurteilen. 
 
Der erste Bebauungsvorschlag auf dem Grundstück der ehemaligen Gärtnerei zwischen 



Bismarck- und Kronprinzenstraße beinhaltet zwei Varianten. 
 

1. die Errichtung eines dreigeschossigen Mehrfamilienwohnhauses mit Tiefgarage mit drei 
zweigeschossigen Einfamilienwohnhäusern,  

 
2. zwei dreigeschossige Mehrfamilienwohnhäuser mit Tiefgarage und ein 

zweigeschossiges Einfamilienwohnhaus.  
 
 
Der zweite Bebauungsvorschlag bezieht sich auf das Grundstück der ehemaligen 
Verkaufsstätte der Firma REWE, die inzwischen abgebrochen wurde. Auf dem Grundstück 
sollen neben den zwei bestehenden Einfamilienwohnhäusern zwei Mehrfamilienwohnhäusern 
mit je elf Eigentumswohnungen mit Tiefgarage und Einfamilienwohnhäuser errichtet werden.  
 
Der Verordnungsgeber hat die Prüfung der Vereinbarkeit eines Bauvorhabens mit den öffentlich 
rechtlichen Vorschriften dem Baugenehmigungsverfahren vorbehalten. Die Entscheidungen 
über Bauanträge fallen in die Zuständigkeit des laufenden Geschäfts der Verwaltung, zur Zeit 
liegen keine baurechtlichen Anträge vor. 
 
Die Zulassung einer Wohnbebauung in diesem Bereich beeinflusst die strukturelle Entwicklung 
der Stadt nicht unmittelbar noch nachhaltig und ist nicht mit erheblichen Auswirkungen für eine 
Vielzahl von Einwohnern verbunden. Der Antrag ist abzulehnen. 
 
 
Hennef (Sieg), den 22.02.2010 
 
 
 
 
 
 
Klaus Pipke 
 
 
 
 
 
 
 
Anlagen: 
 
Antrag vom 21.01.2010 
Bebauungsvorschlag ehemalige Gärtnerei 
Bebauungsvorschlag ehemalige Verkaufsstätte 
Antrag, Aufstellungsbeschluss und Niederschrift Bebauungsplan 01.60 Hennef (Sieg) – 
Deichstraße / Kaiserstraße / Kronprinzenstraße / Siegfeldstraße mit Geltungsbereich 
 
 
 
 





 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Finanzsteuerung TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2010/1737 Anlage Nr.: ______

Datum: 04.02.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat 22.03.2010 öffentlich 
 
 
 
Tagesordnung 

 
Antrag der Fraktion "Die Unabhängigen" vom 31.01.2010 zu einer Haushaltssperre 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Antrag der Fraktion „Die Unabhängigen“ vom 31.01.2010 zum Erlass einer Haushaltssperre 
wird abgelehnt.  
 
Begründung 

 
Auf den beigefügten Antrag vom 31.01.2010 wird verwiesen.  
 
Der Kreistag beschließt den Kreishaushalt voraussichtlich am 19.03.2010.  
 
Im städtischen Haushaltsplan 2010 wurde der Umlagesatz bei der Berechnung der Kreisumlage 
mit 37,03 % unterstellt. Bei einem Umlagesatz von 34,03 % ergäbe sich ein Minderaufwand in 
Höhe von rd. 1,477 Mio. €, welcher haushaltsrechtlich indes nicht von selbst zu vermeidbarem 
bzw. freiwilligem Mehraufwand führt. Für eine Haushaltssperre besteht daher kein 
Handlungsbedarf.  
 
 
Auswirkungen auf den Haushalt 

 
 Keine Auswirkungen  

 
Hennef (Sieg), den 11.02.2010 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 
 
 
Anlage: Antrag der Fraktion „Die Unabhängigen“ vom 31.01.2010 



 
 







 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Finanzsteuerung TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2010/1790 Anlage Nr.: ______

Datum: 08.03.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat 22.03.2010 öffentlich 
 
 
 
Tagesordnung 

 
Antrag der Fraktion "Die Unabhängigen" zur Senkung der Kreisumlage vom 25.02.2010 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Antrag der Fraktion „Die Unabhängigen“ vom 25.02.2010 zur Senkung der Kreisumlage 
wird abgelehnt.  
 
 
Begründung 

 
Auf den beigefügten Antrag der Fraktion „Die Unabhängigen“ vom 25.02.2010 wird verwiesen.  
 
In einem Schreiben an alle Ratsmitglieder vom 28.01.2010 hatte die Verwaltung auf einen Brief 
der Bürgermeister des Rhein-Sieg-Kreises vom 15.01.2010 bzw. des Fachverbandes der 
Kämmerer NW, Kreisverband Rhein-Sieg, vom 18.12.2009 hingewiesen, in denen der Landrat 
des Rhein-Sieg-Kreises über die angespannte Finanzsituation des kreisangehörigen Städte und 
Gemeinde informiert wurde. Es wurde eingehend auf die Auswirkungen einer erhöhten 
Kreisumlage für die kommunalen Haushalte eingegangen und verdeutlicht, dass eine 
Umlageerhöhung den Haushaltsausgleich der Kommunen gefährdet. Die vg. Schreiben sind 
dieser Beschlussvorlage beigefügt.  
 
Der Kreis ist in hinreichender Weise über die Haushaltslage der Kommunen informiert. Der 
Kreistag wird den Kreishaushalt voraussichtlich bereits am 19.03.2010 beschließen. Für eine 
dem Antrag der Fraktion „Die Unabhängigen“ entsprechende Beschlussfassung sieht die 
Verwaltung keine Veranlassung.  
 



 
Auswirkungen auf den Haushalt 

 
 Keine Auswirkungen  

 
 
 
Hennef (Sieg), den 08.03.2010 
 
 
 
 
Klaus Pipke 
Bürgermeister 
 
 
 
 
Anlagen: 3 (erwähnt) 
 
 



















 
 

Mitteilung 

 
Amt: Zentrale Steuerung und Service TOP: ______

Vorl.Nr.: M/2010/0402 Anlage Nr.: ______

Datum: 24.02.2010  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Rat 22.03.2010 öffentlich 
 
Tagesordnung 

 
Konjunkturpaket II - Abschluss einer öffentlich rechtlichen Vereinbarung mit dem Quartett-
Verein Heisterschoß e.V. 
 
Mitteilungstext 

 
Im Rahmen der Vergabe von Mitteln aus dem Konjunkturpaket II hat die Stadt Hennef in der 
Richtlinie – beschlossen durch den Rat der Stadt Hennef in seiner Sitzung am 08.06.2009 – in  
§ 1 Abs. 1 festgelegt, dass Fördermittel an anerkannte freie Träger öffentlicher Aufgaben sowie 
überwiegend im öffentlichen Interesse handelnde, im Stadtgebiet ansässige juristische Perso-
nen des öffentlichen oder des privaten Rechts, soweit sie Eigentümer der baulichen Anlage 
sind, die sie auf eine Zeit von 15 Jahren der Allgemeinheit zur Verfügung stellen, ausgeschüttet 
werden können. 
 
Der Allgemeinheit zur Verfügung steht die Immobilie eines Dritten im rechtlichen Sinne, wenn 
sie wie eine öffentliche Einrichtung gemäß § 8 der Gemeindeordnung für das Land NRW von 
der Stadt selbst sowie von den Bürgern und Einwohnern der Stadt im Rahmen ihrer Zweckbe-
stimmung genutzt werden kann. 
 
Da das Bürgerhaus vom Quartett-Verein Heisterschoß verpachtet ist und als Gastronomiebe-
trieb genutzt wird, ist es erforderlich durch eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung sicherzustel-
len, dass die Nutzung des Gebäudes, insbesondere die Saalnutzung, im überwiegend öffentli-
chen Interesse steht und die Möglichkeit besteht, den Saal für die Vereintätigkeit sowie als öf-
fentliche Einrichtung für die Stadt selbst, für die Bürger und Einwohner der Stadt zu nutzen bzw. 
anzumieten.  
 
Die anliegende öffentlich-rechtliche Vereinbarung mit dem Quartett-Verein Heisterschoß e.V. ist 
bereits unterschrieben und wird hiermit zur Kenntnis gegeben.  
 
Hennef (Sieg), den 08.03.2010 
 
 
Klaus Pipke 
 
Anlagen: Vereinbarung zwischen dem Quartett-Verein Heisterschoß und der Stadt Hennef 



Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
über die Nutzbarkeit des Sängerheimes des Quartett-Vereins Heisterschoß e.V., 

Teichstraße 9 in Hennef-Heisterschoß 
 
 
zwischen 
 
der Stadt Hennef (Sieg), vertreten durch den Bürgermeister 
 
- nachfolgend Stadt genannt -  
 
und 
 
dem Quartett-Verein Heisterschoß e.V., Auf dem Asbach 39, 53773 Hennef,  
vertreten durch den Vorstand und den Vorsitzenden Reiner Schwellenbach 
 
- nachfolgend Quartett-Verein genannt - 
 
 

Präambel 
 
Im Rahmen der Vergabe von Mitteln aus dem Konjunkturpaket II hat die Stadt Hen-
nef in der Richtlinie  - beschlossen durch den Rat der Stadt Hennef in seiner Sitzung 
vom 08.06.2009 -  in § 1 Abs. 1 festgesetzt, dass Fördermittel an anerkannte freie 
Träger öffentlicher Aufgaben sowie überwiegend im öffentlichen Interesse handeln-
de, im Stadtgebiet ansässige juristische Personen des öffentlichen oder des privaten 
Rechts, soweit sie Eigentümer der baulichen Anlage sind, die sie auf eine Zeit von  
15 Jahren der Allgemeinheit zur Verfügung stellen, ausgeschüttet werden können. 
 
Der Allgemeinheit zur Verfügung steht die Immobilie eines Dritten im rechtlichen Sin-
ne, wenn sie wie eine öffentliche Einrichtung gemäß § 8 der Gemeindeordnung für 
das Land NRW von der Stadt selbst sowie von den Bürgern und Einwohnern der 
Stadt im Rahmen ihrer Zweckbestimmung genutzt werden kann. 
 
 

§ 1 
 
(1) Der Quartett-Verein verpflichtet sich insoweit, den Saal des Sängerheims in der 
Teichstraße in Hennef-Heisterschoß für die Dauer von mindestens 15 Jahren ab Ver-
tragsschluss wie eine öffentliche Einrichtung (§ 8 GO NRW in der derzeit gültigen 
Fassung) der Stadt selbst, sowie den Bürgern und Einwohnern der Stadt zur Nutzung 
als Versammlungs- und Veranstaltungsraum sowie für Feierlichkeiten zu öffentlichen 
oder privaten Anlässen als Bürgerhaus zur Verfügung zu stellen.  
 
Bei der Zuteilung von Nutzungszeiten unterliegt der Quartett-Verein dabei denselben 
Verpflichtungen, wie sie die Stadt als Vermieterin einer solchen Einrichtung treffen 
würden. Insbesondere sind die grundrechtlichen Werte der Gleichheit und der Neut-
ralität mit Blick auf Abstammung, Rasse, Sprache, Heimat und Herkunft sowie des 
Glaubens und der religiösen und politischen Anschauungen zu achten. Niemand darf 
wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. 
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(2) Die Verpflichtung des Abs. 1 ist auf einen Pächter der Einrichtung durch schriftli-
che Vereinbarung - regelmäßig im Pachtvertrag - zu übertragen. Soweit im Zeitpunkt 
des Abschlusses dieser öffentlich-rechtlichen Vereinbarung bereits ein Pachtverhält-
nis besteht, ist ein Nachtrag zum bestehenden Pachtvertrag zu vereinbaren und vor 
der Unterzeichnung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung nachzuweisen. 
 
3) Die Verpflichtungen der Abs. 1 und 2 gelten für den Quartett-Verein als Eigentü-
mer der Immobilie. Sie sind auf etwaige Rechtsnachfolger zu übertragen. 
 
 

§ 2 
 
(1) Nach § 1 der Richtlinie der Stadt ist der Quartett-Verein berechtigt, für die Nut-
zung ein angemessenes Entgelt zu verlangen. Das Entgelt darf auf der Basis der 
Kosten für Betrieb und Unterhaltung des Saals kalkuliert werden. Die Kalkulation ist 
auf Verlangen der Stadt offen zu legen. 
 
(2) Trifft der Quartett-Verein bzw. der Pächter des Gastronomiebetriebes mit dem 
jeweiligen Nutzer eine Vereinbarung über die Abnahme von Getränken und/oder 
Speisen, so entfällt das Nutzungsentgelt. Eine Verpflichtung des Nutzers zur Abnah-
me von Getränken und/oder Speisen besteht nicht. Eine Bewirtung kann selbst orga-
nisiert oder auch von einem vom Nutzer beauftragten Dritten gestellt werden. 
 
 

§ 3 
 
Werden der Stadt Pflichtverletzungen hinsichtlich der Regelungen aus §§ 1 und 2 
bekannt, werden diese schriftlich gegenüber dem Quartett-Verein festgestellt. Nach-
haltige Pflichtverletzungen berechtigen die Stadt, die im Rahmen des Konjunkturpa-
kets II ausgeschütteten Mittel ganz oder teilweise zurückzufordern. Die Möglichkeit 
und Ausgestaltung der Rückforderung wird im Bewilligungsbescheid über die Gewäh-
rung der Fördermittel abschließend geregelt. 
 
 
 
 
Hennef, den ____________________   Hennef, den _______________ 
 
 
 
____________________________   _________________________ 
Klaus Pipke       Reiner Schwellenbach 
Bürgermeister      Vorstand 
 
 
____________________________   zugestimmt:     
Günter Meyer        
Erster Beigeordneter     _________________________ 
        Johannes Richter 
        Pächter 
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